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BVSK-RECHT AKTUELL – 2022 / KW 07 
 

 
• Verjährungshemmung mit Erhebung der Musterfeststellungsklage 

BGH, Urteil vom 27.01.2022, AZ: VII ZR 303/20 
 
Mit dem Einwand der Verjährung war die Klage eines Fahrzeugkäufers gegen die Volkswagen 
AG vom OLG Stuttgart abgewiesen worden. Allerdings hatte der Kläger seine Ansprüche zum 
Klageregister einer am OLG Braunschweig geführten Musterfeststellungsklage an-, dann aber 
wieder abgemeldet und selbst Klage erhoben. Der BGH entschied, dass durch die Teilnahme 
an der Musterfeststellungsklage die Verjährungsfrist gehemmt war. Wichtig: Das Urteil betrifft 
für den Verjährungsbeginn 2015 oder 2016 nur den Motor EA 189 von VW. … (weiter auf 
Seite 2) 
 

• Werkvertragliche Haftung der Werkstatt bei Nichteinhaltung der Bedingungen der 
Herstellergarantie 
LG Marburg, Urteil vom 12.08.2020, AZ: 7 O 35/20 
 
Anders als bei der Gewährleistung, liegt die Beweislast, dass die Garantie erloschen ist, beim 
Garantiegeber. Das LG Marburg hatte über einen Fehler einer Werkstatt zu urteilen. Dort hatte 
man bei einer Wartung falsches Motorenöl verwendet. Als dann ein Motorschaden eintrat, 
wandte sich der Kläger erst an VW. Dort war man der Meinung, die Garantie sei erloschen. Die 
anschließende Klage gegen die Werkstatt scheiterte daran, dass der Kläger nicht beweisen 
konnte, dass der Motorschaden durch das falsche Öl verursacht wurde. Hätte der Kläger VW 
verklagt, müsste VW beweisen, dass die Garantie nicht mehr besteht.  … (weiter auf Seite 4)  
 

• Zur Indizwirkung einer bezahlten Rechnung  
AG Duisburg, Urteil vom 15.11.2021, AZ: 514 C 690/21  
 
Gestritten wurde um Verbringungskosten und die Kosten für einen Reparaturablaufplan. Hier 
war die Werkstattrechnung vom Geschädigten im Vertrauen auf deren Richtigkeit bereits 
vollständig bezahlt. Dieses Vertrauen hält das AG Duisburg für schützenswert und sprach vollen 
Schadenersatz zu. Darüber hinaus bestand die Versicherung auf einen Ablaufplan der 
Reparatur – also muss sie diesen auch bezahlen.  … (weiter auf Seite 6) 
 

• HUK-Honorartabelle bildet nicht die üblichen Preise auf dem freien Markt ab 
AG Flensburg, Urteil vom 09.02.2022, AZ: 61 C 158/21 
 
Das AG Flensburg bestätigt nochmals, dass die Honorartabelle der HUK-COBURG nicht den 
freien Markt wiederspiegelt. Die marktüblichen Preise ergeben sich aus der Honorarbefragung 
des BVSK, die für die Bestimmung des Grundhonorars nach wie vor eine geeignete 
Schätzgrundlage bildet. Nebenkosten, die sich an den Sätzen des JVEG orientieren, sind für 
einen Geschädigten nicht erkennbar überhöht.  … (weiter auf Seite 8) 
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• Verjährungshemmung mit Erhebung der Musterfeststellungsklage 
BGH, Urteil vom 27.01.2022, AZ: VII ZR 303/20 
 
Hintergrund 
Wiederholt musste der BGH über die Frage entscheiden, ob die Verjährungsfrist für 
Schadenersatzansprüche eines Fahrzeugkäufers gegen die Volkswagen AG durch die 
Anmeldung der Ansprüche zum Klageregister der am OLG Braunschweig geführten 
Musterfeststellungsklage gehemmt wurde.  
 
Der Kläger erwarb 2011 bei einer Fahrzeughändlerin ein von der Beklagten hergestelltes 
Neufahrzeug VW Golf VI. 2.0 TDI zu einem Kaufpreis von 22.607,00 €, das mit einem 
Dieselmotor des Typs EA189 (EU 5) ausgestattet war und das eine entsprechende 
Motorsteuerungssoftware enthielt. 
 
Mit seiner im Oktober 2019 erhobenen Klage forderte der Kläger von der Beklagten im 
Wesentlichen die Kaufpreiserstattung abzüglich einer Nutzungsentschädigung sowie die 
Zahlung von Zinsen Zug um Zug gegen Übereignung und Herausgabe des Fahrzeugs, die 
Feststellung des Annahmeverzugs der Beklagten sowie den Ersatz vorgerichtlicher 
Rechtsanwaltskosten. 
 
Die Beklagte erhob unter anderem die Einrede der Verjährung. Der Kläger behauptete 
demgegenüber, dass er sich im Dezember 2018 zur Musterfeststellungsklage an- und im 
September 2019 vor Klageerhebung wieder abgemeldet habe.  
 
Das vorinstanzliche Gericht des BGH führte aus, dass einem Anspruch des Klägers auf 
Schadenersatz wegen vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung die von der Beklagten erhobene 
Verjährungseinrede entgegenstehe, da keine Verjährungshemmung vor Ablauf der dreijährigen 
Verjährungsfrist erfolgte, die nach § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB mit dem Schluss des Jahres 2015 in 
Gang gesetzt worden sei. Das vorinstanzliche Gericht führte weiterhin aus, dass der Kläger die 
rechtzeitige Anmeldung zum Klageregister der Musterfeststellungsklage noch im Jahre 2018 
nicht bewiesen habe und führte weiter aus, dass eine Anmeldung zum Klageregister erst nach 
Ablauf der Verjährungsfrist nicht auf den Zeitpunkt der Erhebung der Musterfeststellungsklage 
zurückwirkt.  
 
Der Kläger verfolgte mit der vom vorinstanzlichen Gericht zugelassenen Revision beim BGH 
sein Klagebegehren weiter. 
 
Aussage 
Der BGH widersprach den Ausführungen des vorinstanzlichen Gerichts – nämlich der 
Annahme, dass die Verjährung der Klageforderung mit dem Schluss des Jahres 2018 und daher 
vor der im Jahr 2019 erfolgten Klageeinreichung eingetreten sei. 
 
Die Hemmungswirkung nach § 204 Abs. 1 Nr. 1 a BGB tritt nämlich laut dem BGH im Falle 
eines wirksam angemeldeten Anspruchs – wie der BGH nach Erlass des Berufungsurteils 
entschieden hat – grundsätzlich bereits mit Erhebung der Musterfeststellungsklage und nicht 
erst mit wirksamer Anmeldung des Anspruchs eines Klägers zur Eintragung in deren Register 
ein, auch wenn die Anspruchsanmeldung selbst erst nach Ablauf der ursprünglichen 
Verjährungsfrist erfolgt. 
 
Der BGH führt im Wesentlichen aus, dass nach dem revisionsrechtlich zugrunde zu legenden 
Klägervortrag jedenfalls vor Ablauf des Jahres 2018 eine Musterfeststellungsklage allgemein 
gegen die Beklagte erhoben wurde. Der Kläger hat die streitgegenständlichen Ansprüche 
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jedenfalls ab Beginn des Jahres 2019 wirksam zur Eintragung im entsprechenden Klageregister 
angemeldet (§ 608 ZPO) und dem Sachverhalt und den Ansprüchen liegt derselbe Sachverhalt 
zugrunde wie den Feststellungszielen der Musterfeststellungsklage.  
 
Unter diesen Voraussetzungen war die Erhebung der Musterfeststellungsklage gemäß § 204 
Abs. 1 Nr. 1 a BGB grundsätzlich geeignet, die Verjährung der klägerischen Ansprüche zu 
hemmen – und zwar auch dann, wenn (wie vom Berufungsgericht angenommen) eine 
Anmeldung zum Klageregister noch im Jahre 2018 nicht bewiesen ist. Der Kläger hat nämlich 
nach Rücknahme der Anmeldung zudem auf der Grundlage einer von ihm zweitinstanzlich 
vorgelegten Urkunde innerhalb der 6-Monats-Frist des § 204 Abs. 2 Satz 2 BGB die vorliegende 
Individualklage erhoben. 
 
Der BGH entschied mit dem vorliegenden Urteil auch wiederholt, dass die Hemmung der 
Verjährung trotz Abmeldung vom Klageregister eintritt. 
 
Er führt hierzu im Wesentlichen aus, dass es dem Kläger nicht verwehrt ist, sich auf die 
Hemmung der Verjährung zu berufen. Der Hemmungstatbestand des § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB 
findet nämlich nach dem BGH grundsätzlich auch dann Anwendung, wenn der Gläubiger seine 
Anmeldung zum Klageregister im weiteren Verlauf des Musterfeststellungsverfahrens wieder 
zurücknimmt, um im Anschluss Individualklage zu erheben. Der Gesetzgeber hat nämlich dem 
Gläubiger bewusst die Möglichkeit der Abmeldung vom Klageregister bis zu dem in § 608 Abs. 
3 ZPO geregelten Zeitpunkt und der anschließenden Geltendmachung der Ansprüche im Wege 
der Individualklage eingeräumt und für diesen Fall sogar eine spezifische Regelung über eine 
nachlaufende sechsmonatige Verjährungshemmung getroffen (§ 204 Abs. 2 Satz 2 BGB). 
 
Nutzt der Gläubiger, so der BGH, diese ihm ausdrücklich eingeräumte Möglichkeit der 
Anmeldungsrücknahme, handelt es sich daher grundsätzlich um einen einfachen 
Rechtsgebrauch und nicht um einen Rechtsmissbrauch (siehe hierzu BGH, Urteile vom 
29.07.2021, AZ: VI ZR 118/20 Rn. 39 ff. und vom 19.10.2021, AZ: VI ZR 189/20 Rn. 16).  
 
Praxis 
Der BGH wiederholt mit diesem Urteil seine Rechtsauffassung, dass die Hemmungswirkung 
des § 204 Abs. 1 Nr. 1 a BGB im Falle eines wirksam angemeldeten Anspruchs bereits mit 
Erhebung der Musterfeststellungsklage eintritt und nicht erst mit einer wirksamen Anmeldung 
des Anspruchs eines Klägers bzw. Käufers zur Eintragung in deren Register. Dies gilt auch, 
wenn die Anspruchsanmeldung erst nach Ablauf der ursprünglichen Verjährungsfrist erfolgt. 
 
Weiterhin bekräftigt der BGH seine Rechtsprechung, dass dies auch im Fall einer Abmeldung 
und einer folgenden, innerhalb der sechsmonatigen Verjährungshemmungsfrist eingereichten 
Individualklage gilt, da dies Rechtsgebrauch und nicht Rechtsmissbrauch sei.  
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• Werkvertragliche Haftung der Werkstatt bei Nichteinhaltung der Bedingungen der 
Herstellergarantie 
LG Marburg, Urteil vom 12.08.2020, AZ: 7 O 35/20 
 
Hintergrund 
Der Kläger hatte einen VW Crafter geleast. Der Leasingvertrag begann ab 08.05.2018. Die 
Leasinggeberin vereinbarte mit VW eine Neuwagengarantie. Am 18.09.2018 führte die 
Beklagte, (Kfz-Betrieb) die erste Wartung des Leasingfahrzeugs bei einem Kilometerstand von 
47.652 km durch. Hierbei wurde auch das Motoröl ausgetauscht. Statt des in der 
Betriebsanleitung vorgegebenen Öls mit der Spezifikation VW 50700 wurde allerdings ein 
Motoröl 5 W-30 DEXOS 2 verwendet.  
 
Darauf erfolgten noch mehrere Wartungstermine, wobei nunmehr stets das zutreffende Motoröl 
gemäß Betriebsanleitung benutzt wurde. Ca. 160.000 Kilometer nach der ersten Wartung des 
geleasten Fahrzeugs trat ein Motorschaden ein.  
 
Unter Berufung auf die Herstellergarantie wandte sich der Kläger an den VW-Vertragshändler, 
welcher allerdings die Abwicklung des Schadens über die Garantie ablehnte. Er berief sich hier 
auf das am 18.09.2018 verfüllte falsche Motoröl. Laut Garantiebedingungen seien Ansprüche 
ausgeschlossen, wenn der Mangel dadurch entstanden sei, dass unter anderem die 
Vorschriften aus der Betriebsanleitung nicht eingehalten worden wären.  
 
Hierauf forderte der Kläger die Beklagte zur Nachbesserung inklusive Instandsetzung des 
Motors auf. Die Beklagte lehnte dies ab. Letztendlich wurde der Motor in einem weiteren 
Autohaus repariert und die Kosten in Höhe von 10.551,11 € machte der Kläger vor dem 
LG Marburg geltend. Er berief sich darauf, dass die Beklagte grob fahrlässig ihre Pflichten 
verletzt habe, indem sie das falsche Motoröl verwendete. Daraufhin sei der Garantieanspruch 
erloschen.  
 
Unabhängig von der Ursächlichkeit der Verwendung des falschen Motoröls für den 
Motorschaden bestehe ein Anspruch auf Schadenersatz. Das LG Marburg sah dies allerdings 
anders und wies die Klage ab. 
 
Aussage 
Zunächst ging das LG Marburg davon aus, dass der Kläger aktivlegitimiert war. Es verwies auf 
Ziffer IX. Nr. 2 des Leasingvertrages. Danach war der Leasingnehmer verpflichtet, für 
Reparaturarbeiten beim streitgegenständlichen Leasingfahrzeug selbst aufzukommen.  
 
Sodann stellte das LG Marburg fest, dass es nicht darauf ankommt, ob das Einfüllen des nicht 
freigegebenen Motoröls seitens der Beklagten eine Pflichtverletzung darstelle. Hier jedenfalls 
fehle es am Nachweis eines kausalen Schadens durch den Kläger. Der Kläger müsse darlegen 
und beweisen, dass durch das Verfüllen des falschen, nicht freigegebenen Motoröls der 
Anspruch des Klägers gegen VW zur Übernahme der Reparaturkosten für den Motorschaden 
auf der Grundlage der Garantie erloschen sei und mithin VW die Inanspruchnahme zu Recht 
abgelehnt habe.  
 
In diesem Zusammenhang stellte das LG Marburg fest, dass der Garantiegeber, welcher sich 
auf den Ausschluss der Garantie beruft, beweisen müsse, dass der Mangel durch 
unsachgemäße Behandlung der Kaufsache durch den Käufer oder von einem Dritten verursacht 
worden ist. Denn aufgrund der Garantie müsse der Verkäufer darlegen und beweisen, dass der 
aufgetretene Mangel kein Garantiefall sei. Hierbei genügt es nicht, nur die Vermutung zu 
erschüttern, sondern der Verkäufer müsse den Nachweis des Gegenteils führen (so auch BGH, 
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NJW 2005, 359; 2012, 2117). Im konkreten Fall war aber bereits nicht unter Beweis gestellt, 
dass die Wartungsarbeiten der Beklagten ursächlich für den Motorschaden waren. VW müsste 
gegenüber dem Kläger den Nachweis führen, dass die Beschaffenheitsabweichung nicht auf 
den Zustand der Sache im Zeitpunkt des Gefahrübergangs, sondern auf eine unsachgemäße 
Behandlung des Kaufgegenstands durch den Käufer oder auf andere äußere Einwirkungen 
zurückzuführen ist.  
 
Nachdem mit dem Fahrzeug nach dem Einfüllen des falschen Motoröls allerdings noch ca. 
160.000 km zurückgelegt wurden und zwischenzeitlich mehrfache Ölwechsel stattfanden, war 
nach Ansicht des LG Marburgs dieser Beweis jedoch nicht zu führen. Hier liege auch kein 
Anscheinsbeweis vor. Das Einfüllen des abweichenden Öls führe bereits nach der 
Lebenserfahrung nicht ohne Weiteres dazu, dass ein Schaden am Motor eintritt. Dagegen 
spreche auch nicht der konkrete Inhalt der Neuwagengarantie von VW.  
 
Unter Ziffer 10 der Bedingungen heißt es: 
 
„Ansprüche gegenüber der Volkswagen AG aus dieser Garantie s ind schließlich 
ausgeschlossen, wenn der Mangel dadurch entstanden ist, dass das Fahrzeug zuvor durch 
den Garantienehmer selbst oder durch einen Dritten, der kein autorisierter Volkswagen 
Servicepartner ist, unsachgemäß instandgesetzt, unsachgemäß gewartet  oder unsachgemäß 
gepflegt worden ist oder Vorschriften über den Betrieb, die Behandlung und Pflege des 
Fahrzeugs (z.B. Bedienungsanleitung) nicht befolgt wurden.“ 
 

Der Kläger habe die Voraussetzungen in Ziffer 10 nicht bewiesen. Voraussetzung für einen 
Ausschluss der Garantie sei nämlich auch nach der Ziffer 10 die Ursächlichkeit der Behandlung 
durch den Kunden für das Entstehen des Mangels.  
 
Praxis 
Hält sich eine mit Wartungsarbeiten (Werkvertrag) beauftragte Werkstatt nicht an die teilweise 
sehr umfassenden Vorgaben der Herstellergarantie und lehnt deshalb aus Anlass eines 
späteren möglichen Garantiefalls der Hersteller Garantieleistungen ab, so führt dies nicht 
automatisch zur Haftung des ursprünglich mit der Reparatur beauftragten Betriebes.  
 
Der Kläger hätte sich in diesem Fall ohne Weiteres noch an VW wenden können. Denn es wäre 
die VW AG gewesen, welche hätte beweisen müssen, dass durch das falsche Motoröl 
ursächlich der Schaden entstand. Ohne diesen Nachweis hätten weiterhin Garantieleistungen 
bestanden. Folglich konnte der Kläger auch keinen Schaden gegenüber der Beklagten 
nachweisen.  
Die Klage wurde zurecht abgewiesen.  
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• Zur Indizwirkung einer bezahlten Rechnung  
AG Duisburg, Urteil vom 15.11.2021, AZ: 514 C 690/21  
 
Hintergrund  
Die Parteien streiten um restlichen Schadenersatz nach einem Verkehrsunfall. Die Haftung der 
Beklagten steht dem Grunde nach außer Streit. Der Kläger hatte sein Fahrzeug reparieren 
lassen und die gestellte Rechnung beglichen. Zwischen den Parteien stehen die 
Verbringungskosten sowie Kosten für einen Reparaturablaufplan im Streit. Die Beklagte 
verweigerte diesbezüglich die Regulierung.  
 
Aussage  
Das AG Duisburg schließt sich auch mit diesem Urteil der ständigen Rechtsprechung des BGH 
an, wonach der Geschädigte gemäß § 249 Abs. 2 S. 1 BGB statt der Wiederherstellung den zur 
Herstellung erforderlichen Geldbetrag verlangen kann.  
 
„Dabei ist die Erforderlichkeit aus einer subjektbezogenen ex -ante Betrachtung zu beurteilen 
und der Geschädigte kann die Kosten ersetzt verlangen, die vom Standpunkt eines 
verständigen, wirtschaftlich denkenden Menschen in der Lage des Geschädigten zur Behebung 
des Schadens zweckmäßig und notwendig erscheinen.  
 
Für die danach vorzunehmende Abwägung bzw. Einschätzung kommt es auf den Zeitpunkt des 
schädigenden Ereignisses an, wobei sich der Geschädigte sachkundiger Beratung bedienen 
darf, da er in den wenigsten Fällen über eigene Sachkunde verfügt. Das Prognoserisiko trägt 
insofern der Schädiger.“  

 
Vor dem Hintergrund, dass der Kläger die Rechnung bereits beglichen hatte, hat er gegen die 
Beklagte einen Anspruch auf Zahlung von weiteren 226,10 €. Der Kläger hat substantiiert 
vorgetragen, dass die Verbringungskosten tatsächlich angefallen sind. Hierzu legte er die 
Reparaturrechnung vor. Hinreichend dargelegt wurde ebenfalls, dass der Reparaturbetrieb über 
keine eigene Lackiererei verfügt.  
 
Das Gericht führt zu dem Vorbringen der Beklagten aus:  
 
„Das einfache und pauschale Bestreiten der Beklagten, Verbringungskosten seien bereits nicht 
angefallen, genügt angesichts des substantiierten Vortrags des Klägers insofern nicht. Es ist 
insbesondere nicht gerichtsbekannt, dass Lackierbetriebe kostenfrei Fahrzeuge abholen und 
wieder zum Reparaturbetrieb zurückbringen und deswegen entspr echende Hol- und 
Bringtätigkeiten nicht gesondert in Rechnung stellen. Es ist im Übrigen auch widersprüchlich, 
wenn die Beklagte vorprozessual 80,00 € auf die Verbringungskosten regulier t, nun aber 
prozessual bestreitet, dass Verbringungskosten überhaupt anfallen.“  

 
Die in Rechnung gestellten Kosten sind dabei auch ortsüblich. Hierzu nimmt das Gericht auf 
diverse Parallelverfahren Bezug. Dass die Beklagte auf andere Autohäuser verweist, die 
geringere Verbringungskosten berechnen, ändert nach Würdigung des Gerichts hieran nichts. 
Angesichts des Umstands, dass die geltend gemachten Kosten auch in dieser Höhe in dem 
vorprozessual eingeholten Sachverständigengutachten kalkuliert waren, durfte der Kläger 
davon ausgehen, dass die Kosten erforderlich waren.  
 
Ebenso von der Beklagten zu erstatten sind die Kosten für einen eingeholten 
Reparaturablaufplan. Es war die Beklagte selbst, die zur Überprüfung der erforderlichen 
Mietwagendauer den Reparaturablaufplan angefordert hat. Deshalb hat sie auch für die Kosten 
aufzukommen, die hierfür anfallen.  
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Praxis  
Es entspricht der gängigen Praxis eines bekannten Versicherers, Verbringungskosten pauschal 
nur mit 80,00 € zu erstatten. Soweit die Reparaturrechnung von dem Geschädigten bezahlt 
wurde, kann diese jedoch als Indiz für die Erforderlichkeit der tatsächlich in Rechnung gestellten 
Kosten herangezogen werden.  
 

  



Bundesverband der freiberuflichen
und unabhängigen Sachverständigen für
das Kraftfahrzeugwesen e.V.  -BVSK-

   

Im
pr

es
su

m
: B

un
de

sv
er

ba
nd

 d
er

 fr
ei

be
ru

fli
ch

en
 u

nd
 u

na
bh

än
gi

ge
n 

Sa
ch

ve
rs

tä
nd

ig
en

 fü
r d

as
 K

ra
ftf

ah
rz

eu
gw

es
en

 e
.V

. -
B

V
SK

-,
 M

en
ze

ls
tr

aß
e 

5 
- 1

44
67

 P
ot

sd
am

  
Te

l.:
 +

49
 (3

31
) 2

3 
60

 5
9 

0 
- e

M
ai

l: 
in

fo
@

bv
sk

.d
e 

- I
nt

er
ne

t: 
w

w
w

.b
vs

k.
de

 - 
A

m
ts

ge
ri

ch
t P

ot
sd

am
, V

er
ei

ns
re

gi
st

er
-N

r.:
 V

R
 7

95
3 

P 
-  V

er
tr

et
un

gs
be

re
ch

tig
te

r V
or

st
an

d:
  

D
ir

k 
B

ar
fs

 (P
rä

si
de

nt
), 

D
ip

l.-
In

g.
 A

nd
ré

 R
ei

ch
el

t, 
D

r.-
In

g.
 O

liv
er

 B
ro

ck
m

an
n,

 G
eo

rg
 S

ch
w

ad
or

f

Newsletter

   

 

 

   
 

 
  

 
 

 
 

    
 

   
 

 

      
 

  
 

 

      
 

  
 

 

   
 

  

 

 
 

8 / 8 

• HUK-Honorartabelle bildet nicht die üblichen Preise auf dem freien Markt ab 
AG Flensburg, Urteil vom 09.02.2022, AZ: 61 C 158/21 
 
Hintergrund 
Nach einem unverschuldeten Verkehrsunfall beauftragte die Geschädigte ein Kfz-
Sachverständigenbüro mit der Schadenkalkulation. Dieses berechnete hierfür Kosten in Höhe 
von 990,08 €. Die einstandspflichtige Kfz-Haftpflichtversicherung zahlte nur 944,00 €, wandte 
ein, dass das Honorar den erforderlichen Aufwand zur Schadensbeseitigung übersteige, und 
verwies auf das eigene Honorartableau. 
 
Aussage 
Dem Sachverständigenbüro steht der Differenzbetrag aus abgetretenem Recht in voller Höhe 
von noch offenen 46,08 € nebst Zinsen zu. Die Sachverständigenkosten gehören zum Schaden 
und sind von der Haftpflichtversicherung zu ersetzen. Mit dem pauschalen Einwand, die Kosten 
des Sachverständigen seien überhöht und der Restbetrag nicht geschuldet, dringt die 
Versicherung im Prozess nicht durch. Allein der Verweis auf das Tableau der HUK-Coburg als 
Maßstab bietet keinen Anhaltspunkt dafür, wie die Versicherung überhaupt zu den von ihr 
errechneten Honorar kommt. 
 
Ein Geschädigter darf den ihm in seiner Lage ohne Weiteres erreichbaren Sachverständigen 
beauftragen. Er muss zuvor keine Marktforschung nach dem honorargünstigsten 
Sachverständigen betreiben. Die Rechnung des Sachverständigen ermöglicht eine 
Schadenschätzung nach § 287 ZPO, denn sie ist ein wesentliches Indiz für die Bestimmung 
des zur Herstellung „erforderlichen“ Betrages im Sinne von § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB. 
Anhaltspunkte dafür, dass die Geschädigte eine etwaige überhöhte Honorarforderung bei 
Auftragserteilung hätte erkennen können, liegen nicht vor. Bei einer Gesamtdifferenz von 
46,08 € ist davon auch nicht davon auszugehen. 
 
Das Sachverständigenbüro hat nach der BVSK-Tabelle abgerechnet, die eine taugliche 
Schätzungsgrundlage für das angemessene Sachverständigenhonorar darstellt. Insbesondere 
war das Sachverständigenbüro nicht verpflichtet, nach dem Tableau der Versicherung 
abzurechnen. Dieses bildet eine Sonderbeziehung zwischen einer Kfz-Haftpflichtversicherung 
und den mit dieser in Kontakt tretenden Sachverständigen, nicht aber die üblichen Preise auf 
dem freien Markt ab. 
 
Mit den Nebenkosten soll der tatsächlich entstandene Aufwand für Schreibwerk, 
Kommunikation, Fahrten und Lichtbilder angemessen vergütet werden. Die hier abgerechneten 
Nebenosten sind von der Rechtsprechung anerkannt. Für die ersten Abzüge von Lichtbildern 
können 2,00 €/Stück verlangt werden. Der Betrag von 28,00 € für 14 Lichtbilder ist angemessen. 
Erstattung von Fahrkosten kann in Höhe von 0,70 €/km verlangt werden sowie eine Porto- und 
Telefonkostenpauschale von 12,00 € netto. Auch die Schreibkosten für 13 Seiten zu je 1,80 € 
netto sind nicht überhöht. 
 
Praxis 
Wie bereits das AG Flensburg mit Urteil vom 29:12.2021 (AZ: 67 C 29/21) erteilt auch diese 
Abteilung des AG Flensburg der HUK-COBURG eine Absage beim Versuch, ihre eigene 
Honorartabelle zu etablieren. Das Argument ist richtig und wichtig. Während die BVSK-
Honorarbefragung die freien Marktpreise widerspiegelt, beruht die Tabelle der Versicherung auf 
einer Sonderbeziehung mit Sachverständigen, die sich bereit erklären, zu diesen vorgegebenen 
Konditionen abzurechnen. 
 
 




